
denskomitees und der BGL durch den FDGB wurde wie­
derum festgestellt, daß weder der zweite Vorsitzende der 
BGL, noch ein Mitglied des Friedenskomitees, das befragt 
wurde, über die Arbeit des Friedenskomitees berichten 
konnten. Das unterstreicht, daß hier weder die Parteigruppe 
noch die BGL die Arbeit des Friedenskomitees richtig an­
leiten, kontrollieren und den Mitgliedern des Friedens­
komitees, die durchaus willig und bereit sind, die Arbeit zu 
verbessern, die notwendige Hilfe und Unterstützung geben, 
damit die Arbeit des Friedenskomitees erfolgreich wird.

Der volkseigene Betrieb Transformatorenwerk Ober­
schöneweide, ein Schwerpunktbetrieb mit über 3000 Mann 
Belegschaft, zeigt dasselbe Bild. Bei der Überprüfung wurde 
festgestellt, daß die Betriebsgruppe der Partei dem betrieb­
lichen Friedenskomitee wenig Unterstützung gegeben hat 
und daß auch die BGL die Arbeit des Friedenskomitees 
nicht anleitet. Erst jetzt beginnt man, diesen Fragen mehr 
Aufmerksamkeit zu schenken, überhaupt ist man an die 
Bildung eines Friedenskomitees sehr formal herangegangen. 
Es wurden Listen angefertigt, und jeder, der zur Mitarbeit 
bereit war, konnte sich einzeichnen. Tatsächlich haben sich 
400 Kollegen eingezeichnet. Aber die Arbeit wurde nicht 
organisiert. Man führt jetzt Klage darüber, daß nur zwei 
Kollegen mitgearbeitet haben. Ist das aber die Schuld der 
Kollegen, die sich zur Mitarbeit bereit erklärt haben? Oder 
liegt hier nicht vielmehr die Schuld bei der Betriebsgruppe, 
bei der.BGL, die von sich aus diese Bereitwilligkeit der 
400 Kollegen nicht ausgenutzt, sie nicht mit den Aufgaben 
vertraut gemacht haben? Nein, Genossen, auf diese Weise 
wird es uns niemals gelingen, die Belegschaft für den Frie­
denskampf zu gewinnen. Der Sekretär der Betriebsgruppe 
der Partei, der allerdings erst einige Tage im Betrieb ist, 
erklärt, daß die Kollegen durchaus aufgeschlossen sind, daß 
es bisher jedoch die SED-Genossen nicht verstanden haben, 
diese Kollegen anzuleiten und wirklich im Sinne unserer 
Partei eine breite Volksbewegung für den Frieden zu ent­
falten.

Beide Betriebe haben in der Erfüllung unseres Wirt­
schaftsplanes bisher eine gute Arbeit geleistet. Natürlich 
gibt es noch viele Schwächen. Die Wettbewerbs- und Akti­
vistenbewegung hat zwar Fortschritte gemacht, aber es ist 
offensichtlich, daß die Betriebsgruppe und auch die BGL 
es versäumen, eine wirkliche ideologische Arbeit unter der 
Belegschaft zu leisten. Dabei ist das die entscheidende Auf­
gabe. Wenn es uns gelingt, Unklarheiten zu beseitigen, das 
politische Bewußtsein der Belegschaft zu heben, dann wird 
es auch möglich sein, leichter die organisatorischen Auf­
gaben zu erfüllen, dann wird auch im Kampf für den Frie­
den die breite Propagierung der Prager Beschlüsse auf 
fruchtbaren Boden fallen. Erst auf diese Weise wird die Be­
triebsgruppe ihrer Rolle als führende Kraft im Betrieb ge­
recht. Das gilt nicht nur für diese beiden Betriebe, das gilt 
schlechthin für die Berliner Betriebe und in besonders 
hohem Maße für unsere Genossen in Westberlin. Niemand 
verkennt, daß die Lage in Westberlin schwierig ist, aber 
man darf vor den Schwierigkeiten nicht zurückweichen. 
Auch in Westberlin sind die Arbeiter und Angestellten für 
den Frieden.

Es hängt aber von der Arbeit unserer Genossen ab, ob 
wir auch in den Westberliner Betrieben zu der Bildung von 
Friedenskomitees kommen. Unsere Genossen sollen kame­
radschaftlich mit den SPD- und UGO-Anhängern sprechen, 
ihnen zeigen, wo das Gemeinsame und Einigende liegt. Sie 
müssen auf die Remilitarisierung Westberlins und ihre Fol­
gen und Auswirkungen für die Arbeiter und Angestellten 
hinweisen. Wenn dies geschieht, wenn man das Trennende 
beiseite läßt, wird es sicherlich möglich sein, die SPD- und 
UGO-Anhänger mit in unseren Kampf für den Frieden ein­
zubeziehen und auch in den Westberliner Betrieben Frie­
denskomitees zu schaffen.

Auch in Westberlin muß jeder Betrieb eine Bastion im 
Kampf für den Frieden werden.

Die SED unterstützt alte Bestrebungon 
der patriotischen deutschen Kräfte zur Her­
beiführung einer Verständigung und zur Bil­
dung des gesamtdeutschen konstituierenden 
Rates.

Das Zentralkomitee der Sozialistischen 
Binheitspartei Deutschlands fordert alte Par­
teimitglieder auf, die Kenntnis der Prager 
Beschlüsse und ihre Bedeutung in alten Tei­
len der Bevölkerung zu verbreiten und zu 
vertiefen»

Das Zentralkomitee der Sozialistischen 
Binheitspartei Deutschlands appelliert an 
alte deutschen Patrioten, vor altem an die 
deutsche Jugend, besonders in Westdeutsch­
land und Westberlin, nüchtern und verant­
wortungsbewußt zu den Prager Beschlüssen 
Stellung zu nehmen und diejenige Antwort 
zu finden, die das nationale Interesse er­
fordert•

Bs lebe der wachsende nationale Wider­
stand des deutschen Volkes gegen die ame­
rikanische Unterjochung und Kriegspolitik I

Bs lebe das kommende, einheitliche, un­
abhängige, demokratische, friedliebende 
und starke Deutschlandl

Aus der Entschließung des Zentralkomitees 
zum Ergebnis der Prager Außenministerkenferenz
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